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Stellungnahme der Berufsrettung und Berufsfeuerwehr Wien 
zur Dienstequalitätsverordnung (DQV)  
 
 
Sehr geehrte Frau Ursula Wanha, 
 
die Leitstellen der Berufsrettung und Berufsfeuerwehr Wien bedanken sich für die 
Möglichkeit, zum vorliegenden Entwurf der Dienstqualitätssicherungsverordnung 
(DQV) Stellung zu nehmen. Wir begrüßen grundsätzlich die Zielsetzung, die 
Barrierefreiheit im Bereich der Notrufkommunikation auszubauen und Menschen 
mit Behinderungen einen gleichwertigen Zugang zu Notrufdiensten zu 
ermöglichen. Allerdings möchten wir auf mehrere wesentliche Punkte hinweisen, 
die aus Sicht einer großen und hochfrequentierten Notrufleitstelle derzeit offen, 
unklar oder in der praktischen Umsetzung nicht planbar sind: 
 
 
1. Fehlende Budgetierung und fehlende Vorlaufzeit 
Die im Entwurf festgelegten Verpflichtungen (RTT, Videoentgegennahme, 
technische und organisatorische Anpassungen) wurden seitens der Leitstelle der 
Berufsrettung und Berufsfeuerwehr Wien bislang nicht kommuniziert, weshalb: 

• keine budgetären Mittel für die Jahre 2026/2027 eingeplant wurden, 
• keine Projektierung, Ausschreibung oder Ressourcenplanung erfolgen 

konnte, 
• notwendige Investitionen in IT-Infrastruktur, Leitsysteme und 

Arbeitsplatztechnik in laufenden Jahresbudgets nicht abgedeckt sind. 
Die Umsetzung der vorgesehenen Maßnahmen ist für eine Leitstelle unserer Größe 
ohne zusätzliche Finanzierung oder eine Anpassung der Budgetzyklen nicht 
realistisch. 
 
2. Unklare personelle Auswirkungen 
Die Verpflichtung zur Entgegennahme von RTT und Video-Notrufen erfordert: 

• zusätzliche Schulungen (RTT-Kommunikation, Umgang mit Video, 
Datenschutz), 

• Prozessanpassungen im Alarmierungsablauf, 
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• voraussichtlich personelle Mehrkapazitäten, insbesondere bei parallelen 
Kommunikationskanälen. 
 

Der Entwurf bleibt jedoch völlig unbestimmt, welche qualitativen und quantitativen 
Anforderungen an Notrufleitstellen gestellt werden. Für die Berufsrettung und 
Berufsfeuerwehr Wien ist daher keine solide Personalplanung für die kommenden 
Jahre möglich. Die Einführung eines neuen Kommunikationskanals ohne 
Sicherstellung ausreichender Ressourcen birgt das Risiko, die Qualität der 
bestehenden Notrufbearbeitung zu beeinträchtigen. 
 
3. Mehrere Passagen des Entwurfs sind inhaltlich zu unklar oder auslegungsoffen 
Der Entwurf erwähnt RTT und Video, definiert jedoch nicht eindeutig: 

• welche Standards zwingend gelten (z. B. ETSI, NG112-Spezifikationen), 
• wie Interoperabilität gewährleistet wird, 
• welche Qualitätsparameter einzuhalten sind. 

Diese Unklarheit erschwert jede Form von Ausschreibung, Planung und 
Systemvergleich. 
 
Auslegungsproblem bei „sofern bereitgestellt“ 
Die Formulierung, dass Video entgegenzunehmen sei, sofern bereitgestellt, ist aus 
Sicht einer Leitstelle unklar: 

• Wer entscheidet, wann Video als „bereitgestellt“ gilt? 
• Genügt ein Anbieter, der Video technisch anbietet? 
• Liegt die Verantwortung beim Netzbetreiber, bei Apps oder bei der Leitstelle 

selbst? 
Diese Unschärfe führt zu Haftungs- und Zuständigkeitsrisiken. 
 
Datenschutzrechtliche Unklarheiten 
Gerade Video-Notrufe bringen massive datenschutzrechtliche Herausforderungen: 

• Speicherdauer, 
• Dokumentation, 
• Umgang mit sensiblen Bildinhalten, 
• mögliche unbeabsichtigte Aufzeichnungen. 

Ein klarer rechtlicher Rahmen fehlt im Entwurf vollständig. 
 
4. Umsetzbarkeit bis 28.06.2027 fraglich 
Aus Sicht der Berufsrettung und Berufsfeuerwehr Wien ist der Zeitplan für: 

• technische Integration, 
• Prozessentwicklung, 
• Schulungen, 
• Testbetrieb, 
• und stabilen Echtbetrieb 

äußerst knapp bemessen. Selbst bei sofortigem Projektstart wäre eine vollständige 
Umsetzung abhängig von Drittanbietern, Netzbetreibern, Hardwareherstellern und 
Softwarelieferanten – alles Faktoren, die die Leitstelle selbst nicht steuern kann. Eine 
fristgerechte Implementierung kann daher derzeit nicht garantiert werden. 
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5. Ersuchen um Präzisierungen und realistische Rahmenbedingungen 
Die Leitstellen der Berufsrettung und Berufsfeuerwehr Wien ersuchen daher um: 

1. Klare Definition der technischen Mindestanforderungen, inklusive Verweis 
auf verbindliche Standards. 

2. Klarstellung der Verantwortlichkeiten (Netzbetreiber, Provider, App, PSAP). 
3. Klare datenschutzrechtliche Vorgaben, insbesondere für Video-Notrufe 

(bundesweite Regelung wäre hier zielführend). 
4. Budgetäre Unterstützung bzw. Finanzierungslösungen für notwendige 

Investitionen. 
5. Ausreichende Übergangsfristen oder stufenweise Einführung (Pilotbetrieb 

→ Rollout). 
6. Berücksichtigung des personellen Mehrbedarfs durch entsprechende 

Regelungen. 
 
Schlussbemerkung 
 
Die Berufsrettung und Berufsfeuerwehr Wien unterstützen das Ziel der 
Barrierefreiheit ausdrücklich. Um eine qualitativ hochwertige und rechtssichere 
Umsetzung zu gewährleisten, sind jedoch klare rechtliche Grundlagen, 
ausreichende Ressourcen und ein realistischer Zeitplan unerlässlich. Wir stehen für 
weiterführende Gespräche oder technische Workshops gerne zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 (elektronisch gefertigt)   (elektronisch gefertigt) 
 
Patrick Glaninger, B.A.      Dipl.-Ing. Nikolaus M., BK 
Leiter der Wiener Rettungsleitstelle Feuerwehrnotrufleitstelle Wien 

  Berufsfeuererwehr Wien 


